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Zunehmende Bedeutung 
von Kapitalleistungen
Der Bezug des Vorsorgekapitals in
Kapitalform wird voraussichtlich in
den kommenden Jahren an Bedeutung
gewinnen.

Unter Berücksichtigung aller recht-
lich anerkannten Gründe für den Be-
zug des Vorsorgekapitals (Alter, Tod,
Invalidität, Wohneigentumsförderung,
Aufnahme einer selbständigen Er-
werbstätigkeit, endgültiges Verlassen
der Schweiz, Altersguthaben von weni-
ger als einem Jahresbeitrag) fliessen
jährlich je ein Drittel der Leistungen
der beruflichen Vorsorge (Säule 2) in
Kapital- und zwei Drittel in Renten-
form. Die Leistungen der gebundenen
Selbstvorsorge (Säule 3a) werden fast
ausschliesslich in Kapitalform bezo-
gen.

Eine zunehmende Anzahl von An-
spruchsberechtigten verfügt über die
Möglichkeit, das Vorsorgekapital in
Kapitalform zu beziehen. Die Senkung

des Umwandlungs- und des Mindest-
zinssatzes kann den Kapitalbezug im
Vergleich zur Rente attraktiver ma-
chen.

Prinzip der nachgelagerten
Besteuerung
In der Vorsorge gilt das Prinzip der Ab-
zugsfähigkeit der Beiträge und der
nachgelagerten Besteuerung der Lei-
stungen. Bei der Einkommenssteuer
stellt dieses Prinzip steuerrechtlich je-
doch eine Bruchstelle dar.

Das Prinzip verwirklicht die nach-
gelagerte Besteuerung von gespartem
und somit nicht konsumiertem Ein-
kommen. Es handelt sich daher um ein
Element der vor allem heute wieder in
den USA propagierten persönlichen
Konsumsteuer (Personal Consumption
Tax: Consumption = Income – Savings).
Die traditionelle Einkommenssteuer
der OECD-Staaten (Personal Income
Tax: Income = Consumption + Savings)
erfasst hingegen alles Einkommen, un-
abhängig davon, ob es konsumiert oder
gespart wird. Aus diesem Grunde passt
das Prinzip der nachgelagerten Be-
steuerung der Leistungen nicht in das
System der Schweizer Einkommens-
steuer. Dieses Prinzip ist vielmehr
volkswirtschaftlich motiviert.

Anspruch auf Abzugsfähigkeit
der Beiträge
Mit dem Erlass des Kreisschreibens
Nr. 18 betreffend «Steuerliche Behand-
lung von Vorsorgebeiträgen und -lei-
stungen der Säule 3a» vom 4. Oktober
2007 hat die Eidg. Steuerverwaltung
die alten Kreisschreiben Nr. 1 vom 22.
November 1989 und Nr. 2 vom 31. Ja-
nuar 1986 aufgehoben. Diese setzten
für die Abzugsfähigkeit der Beiträge
voraus, dass der Anspruchsberechtigte
in der Schweiz Wohnsitz hat (unbe-
schränkte Steuerpflicht). Dieses Erfor-
dernis wurde vom Bundesgericht in
einem Entscheid vom 25. Juni 1992 als
ungültig erklärt. Das Bundesgericht
hat das Prinzip der steuerlichen Ko-
härenz zwischen Abzugsfähigkeit der

Beiträge und der nachträglichen Be-
steuerung im Ergebnis abgelehnt. Auf-
grund der Möglichkeit des Anspruchs-
berechtigten, den Wohnsitz vor dem
Bezug der Kapitalleistung ins Ausland
zu verlegen, kann dieses Prinzip ohne-
hin nicht durchgesetzt werden (siehe
unten).

Das Gleichbehandlungsgebot ver-
langt, dass auch ein quellenbesteuerter
Grenzgänger (beschränkte Steuer-
pflicht) seine Beiträge an die Säulen 2
und 3a steuerlich abziehen kann. Für
EG/EFTA-Staatsangehörige ergibt
sich dieser Anspruch nunmehr auch
aus dem Diskriminierungsverbot des
Freizügigkeitsabkommens. Das Kreis-
schreiben Nr. 18 bleibt allerdings im-
mer noch unklar.

Besteuerungsverfahren
Es bestehen verschiedene Verfahren
für die Besteuerung von Kapital-
leistungen: zwei Meldeverfahren, die
Verrechnungs- und die Quellensteuer.
In der Regel erfolgt die Besteuerung
aufgrund einer schriftlichen Meldung
der Kapitalleistung aus den Säulen 2
und 3a der Vorsorgeeinrichtungen an
die Eidg. Steuerverwaltung. Der An-
spruchsberechtigte kann diese Mel-
dung untersagen. Die Vorsorgeein-
richtung zieht dann die Verrechnungs-
steuer von der Kapitalleistung ab. Der
Anspruchsberechtigte kann durch
Nachmeldung der Kapitalleistung die
Verrechnungssteuer zurückverlangen.
Ein Meldeverfahren besteht auch bei
Vorbezügen aus der Säule 2 im Zusam-
menhang mit der Wohneigentumsför-
derung. Die Quellensteuer ist schliess-
lich dann anwendbar, wenn der An-
spruchsberechtigte seinen Wohnsitz im
Ausland hat. Die anwendbaren Quel-
lensteuersätze zwischen den Kantonen
unterscheiden sich voneinander erheb-
lich.

Privilegierte Besteuerung
von Kapitalleistungen
Anspruchsberechtigten mit einem über-
durchschnittlichen Altersguthaben bie-
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tet die Kapitalleistung gegenüber der
Rente erhebliche Steuervorteile. Kapi-
talbezüge werden bei der direkten Bun-
dessteuer getrennt vom übrigen Ein-
kommen zu einem Fünftel des norma-
len Einkommenssatzes besteuert. Die
Kantone wenden aufgrund ihrer Steu-
erhoheit eigene Steuertarife an, wobei
sich die Steuerbelastung zwischen den
Kantonen um ein Mehrfaches unter-
scheiden kann.

Steuervorteile
Mit der Staffelung verschiedener Kapi-
talbezüge aus der beruflichen Vorsorge
und der gebundenen Selbstvorsorge
über mehrere Jahre hinweg kann die
Steuerprogression gebrochen werden.
Ein gestaffelter Bezug kann durch ver-
schiedene Massnahmen erreicht wer-
den (Säule 3a bei verschiedenen Vor-
sorgeeinrichtungen, Vorbezüge für
Wohneigentumsförderung, vorzeitiger
Bezug wegen Aufnahme einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit oder end-
gültigem Verlassen der Schweiz, Zuge-
hörigkeit zu einer Basis- und einer
Kaderversicherung, Teilpensionierung,
zeitlich abgestimmte Kapitalbezüge
von gemeinsam besteuerten Lebens-
partnern).

Jeder Kanton hat eigene Regeln
über die steuerliche Anerkennung des
gestaffelten Bezugs des Vorsorgeka-
pitals aus den Säulen 2 und 3a. Falls
zum Beispiel ein Anspruchsberechtig-
ter seine gebundene Selbstvorsorge auf
mehrere Vorsorgeeinrichtungen aufge-
teilt hat und er sich die einzelnen Kapi-
talleistungen gestaffelt auszahlen lässt
(z.B. die erste Leistung im Alter von 60
Jahren, die zweite Leistung im Alter
von 62 Jahren etc.), so könnte ein Kan-
ton dieses Vorgehen als Steuerum-
gehung ansehen und die einzelnen Ka-
pitalleistungen steuerlich zusammen-
rechnen.

Wohnsitzverlegung
in einen anderen Kanton
Der Anspruchsberechtigte ist in der
Gemeinde und in dem Kanton steuer-
pflichtig, wo er im Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit der Kapitalleistung seinen
Wohnsitz hat. Die Verlegung des
Wohnsitzes während des Jahres ist in-
soweit ohne Bedeutung. Ist der bisheri-
ge Wohnsitz steuergünstiger, so wird

eine allfällige Wohnsitzverlegung bei
Pensionierung erst nach Fälligkeit der
Kapitalleistung erfolgen; andernfalls
schon vorher.

Wohnsitzverlegung ins Ausland
Im grenzüberschreitenden Verhältnis
kann das Prinzip der nachgelagerten
Besteuerung zu Steuerausfällen füh-
ren. Das Besteuerungsrecht für Lei-
stungen aus privatwirtschaftlichen Vor-
sorgeeinrichtungen wird nach den
Prinzipien des internationalen Steuer-
rechts dem Wohnsitzstaat des An-
spruchsberechtigten zugewiesen. Der
Anspruchsberechtigte einer Kapital-
leistung hat deshalb die Möglichkeit,
vor Fälligkeit der Kapitalleistung sei-
nen Wohnsitz ins Ausland zu verlegen,
womit das Besteuerungsrecht in der
Schweiz wegfällt, falls ein entspre-
chendes Doppelbesteuerungsabkom-
men mit dem neuen Wohnsitzstaat
anwendbar ist. Dieser sogenannte
«Pilotentrick» war im Jahre 1995 An-
lass, einen Quellensteuerabzug auf
Kapitalleistungen aus Vorsorge einzu-
führen.

Der im Ausland wohnhafte An-
spruchsberechtigte kann die Schweizer
Quellensteuer vom Sitzkanton seiner
Vorsorgeeinrichtung zurückverlangen,
falls zwischen der Schweiz und dem
ausländischen Wohnsitzstaat ein Dop-
pelbesteuerungsabkommen anwend-
bar ist, welches das Besteuerungsrecht
dem ausländischen Wohnsitzstaat zu-
weist. Der Anspruchsberechtigte muss
mittels amtlichem Formular nachwei-
sen, dass die Steuerbehörde seines aus-
ländischen Wohnsitzstaates von der
Kapitalleistung Kenntnis hat. Die Be-
steuerung im ausländischen Wohnsitz-
staat ist nicht erforderlich. Besondere
Regeln gelten jedoch im Verhältnis zu
Grossbritannien, Irland und Israel, wo
die ausländische Steuerbehörde be-
stätigen muss, ob die Kapitalleistung
effektiv nach Grossbritannien oder Ir-
land transferiert worden ist (Remit-
tance Basis) bzw. effektiv nach Israel
transferiert und dort besteuert worden
ist (Subject-to-Tax).

Da zahlreiche ausländische Ver-
tragsstaaten Kapitalleistungen aus
Vorsorge nicht besteuern, bleibt die
Wohnsitzverlegung ins Ausland trotz
Einführung des Quellensteuerabzugs

steuerlich attraktiv. Die Steuerausfälle
im grenzüberschreitenden Verhältnis
können nur durch eine Revision der
Doppelbesteuerungsabkommen ver-
mieden werden, indem das Besteue-
rungsrecht von Kapitalleistungen aus
der privatrechtlichen Vorsorge dem
Quellenstaat (d.h. der Schweiz) und
nicht dem ausländischen Wohnsitzstaat
zugewiesen wird und damit der Quel-
lensteuerabzug in der Schweiz defini-
tiv wird. Damit würden Elemente der
Konsumsteuer aus dem Schweizer
Steuerrecht Eingang in Doppelbe-
steuerungsabkommen auf dem Gebiete
der Einkommenssteuer finden.

Der Steuervorteil der Wohnsitzver-
legung ins Ausland hat sich ab dem
1. Juni 2007 mit dem Freizügigkeitsab-
kommen im Verhältnis zu EG/EFTA-
Staaten (ohne Bulgarien und Rumä-
nien) teilweise verringert. Der obli-
gatorische Teil des Vorsorgekapitals
kann im Zeitpunkt des Verlassens der
Schweiz nicht mehr vorzeitig bezogen
werden, wenn der Anspruchsberechtig-
te seinen Wohnsitz in einen EG/EFTA-
Staat verlegt und dort einem obliga-
torischen Sozialversicherungssystem
untersteht. Der überobligatorische Teil
und die Säule 3a können hingegen vor-
zeitig bezogen werden.

Schlussbemerkungen
Die Besteuerung der Kapitalleistungen
aus Vorsorge hängt stark davon ab, ob
der Anspruchsberechtigte über die
Möglichkeiten der Staffelung, des Ein-
kaufs und des Wohnsitzwechsels inner-
halb der Schweiz oder ins Ausland ver-
fügt. Aufgrund der zunehmenden Mo-
bilität und der teilweise hohen Alters-
guthaben bei Pensionsantritt besteht
die Tendenz, dass Anspruchsberechtig-
te in der Zukunft vermehrt ihren Wohn-
sitz in einen anderen Kanton oder sogar
ins Ausland verlegen werden.

Den sogenannten «Pilotentrick»
kann die Schweiz nur über Revisionen
der Doppelbesteuerungsabkommen ver-
hindern. Solche Revisionen, die das
Prinzip der steuerlichen Kohärenz ver-
wirklichen würden, dauern jedoch in
der Regel Jahre, wenn nicht gar Jahr-
zehnte. Ausserdem hängt die Möglich-
keit solcher Revisionen von der Ver-
handlungsposition der Schweiz ab.
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